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Regierungsratsbeschluss vom 3. November 2015 
 
Änderung des Steueramtshilfegesetzes (gestohlene Daten) 
Vernehmlassungsverfahren 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 3. September 2015 hat die Vorsteherin des Eidgenössischen Finanzdeparte-
ments, Frau Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf, den Kantonsregierungen mit Frist bis 
2. Dezember 2015 Gelegenheit gegeben, sich zur Änderung des Steueramtshilfegesetzes (StA-
hiG) im Hinblick auf gestohlene Daten vernehmen zu lassen.  
 
Gerne teilen wir Ihnen mit, dass wir mit der vorgeschlagenen Änderung des Steueramtshilfege-
setzes in Art. 7 Bst. c einverstanden sind. Die vorgeschlagene Lösung behebt auf pragmatische 
Weise ein Problem, das die Beziehungen der Schweiz mit ihren Partnerstaaten belastet und von 
den Fortschritten ablenkt, die in den letzten Jahren im Bereich der steuerlichen Transparenz er-
zielt worden sind. Die restriktive bisherige Praxis bei Amtshilfegesuchen beeinträchtigt die inter-
nationale Akzeptanz unseres Steuersystems und liegt daher nicht im Interesse der Schweiz.  
 
Gerne hoffen wir, Ihnen mit dieser Stellungnahme gedient zu haben. Für die Gelegenheit zur 
Vernehmlassung danken wir Ihnen bestens. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

       

Dr. Guy Morin Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Präsident Staatsschreiberin 


